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Antrag der BUS-Fraktion zum Haushalt 2022:  
 „Installation von Photovoltaikanlagen auf gemeindeeigenen Dächern“ 
 

Beschlussvorschlag: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, gemeindeeigene Dächer auf die Eignung zur 
Installation von Photovoltaikanlagen zu prüfen und bei entsprechender Eignung 
Photovoltaikanlagen und Stromspeichergeräte zu installieren. 
 
Weiter wird die Verwaltung beauftragt, sich über Förderprogramme für die 
Installation von Photovoltaikanlagen auf kommunalen Gebäuden zu 
informieren und ggf. entsprechende Förderanträge zu stellen. 
 
 
Begründung: 
 
Mit der Änderung des Klimaschutzgesetzes zum 31.08.2021 hat die Bundesregierung 
die Vorgaben für den Klimaschutz verschärft und das Ziel der CO2-Emission-Neutralität 
bis zum Jahr 2045 verankert. Bereits bis zum Jahr 2030 sollen die Emissionen um 65% 
gegenüber 1990 sinken. 
 
Um den Anforderungen des Klimaschutzes gerecht zu werden, soll auch die Gemeinde 
Meckenbeuren ihren Beitrag leisten und für die Bevölkerung glaubwürdig handeln. 
 
Ein Beitrag zur effektiven Einsparung von CO²-Emissionen ist die Stromerzeugung mit 
Photovoltaik-Anlagen.  
 
Ziel ist hierbei nicht die Absicht, Energie für den allgemeinen Strommarkt zu liefern. 
Vielmehr steht die Eigenversorgung gemeindeeigner Gebäude und Einrichtungen im 
Vordergrund. Durch die Photovoltaikanlage in Verbindung mit Stromspeichergeräten 
werden nicht nur die laufenden Energiekosten erheblich gesenkt. Darüber hinaus trägt 
die Gemeinde zur dezentralen Energieversorgung bei und wird unabhängiger von 
fremden Energieversorgern. Bei einem großflächigen Stromausfall (Blackout) ist die 
Gemeinde imstande, einen Notbetrieb in den entsprechenden Einrichtungen 
aufrechtzuerhalten. 
 
Kosten: 100.000 Euro/Jahr (für ca. 4 Photovoltaikanlagen einschließlich Stromspeicher) 



 
 
Gegenfinanzierung:  
 
Eine vollständige Amortisierung der Anlagen ist in Abhängig der tatsächlichen 
Installationskosten, etwaiger Förderung und der Entwicklung der Strompreise, sowie 
der Einspeisevergütung bereits nach 10 Jahren möglich.  
Zur sofortigen Finanzierung wird die Verschiebung von Erneuerung von 
Straßenbelagsarbeiten vorgeschlagen. 
 

 


